
Diskussion und Kontroverse

Umstrı  ne Rechtsreformen rund-
bositionen pbarteipolitischer Perspe  Ive
Die Intensivierung der Bemühungen 2Ne umfassende N, die treiheitliche Alternative ZU Soz1alısmus, her-

ausgegeben VO  3 der CDU Geschäftsstelle den Ver-Reform des Rechts nıcht Nur N Bereich des Straf-, s$aN-

ern DOr allem auch des Famili:en- un Sozialrechts se1t such allgemeın gültigen Aussage ZU polıtischen
Bestehen der sozıal libeyalen Koalıition haben mehr UuN): Standort der Unıions Parteıen ntie  me Im folgen-
mehr ZUY rage geführt, yelche miıt dem Verständnis V“O:  S den soll versucht werden, einzelne Aspekte Zusammen-
Wolt Mensch und Gesellschafl zusammenhängende Grund- hang MI aktuellen rechtspolitischen Fragen entwickeln
posılıonen hinter den Reformkonzepten stehen Wır haben Dies annn nıcht Nu.  n DOSIU1LV, sondern mu{(ß angesichts V1e-

ınen Vertreter der Sozz:aldemokratischen Parte: UN: ler Inıtiatıven der Koalitionsparteien auf dem Gebiet der
der Christlich-Demokratischen Unıon, dıe parlamenta- Rechtspolitik auch negatıver Abgrenzung geschehen
rısch verantwortlich der Gesetzgebung mitwirken, ZE- Schließlich 1ST auch beachten, daß der (GGesetz-
beten, solche Grundpositionen jeweils au der Perspektive gebung NCN Konsens geben kann, hinter dem verschie-
ıhrer Parte: darzustellen Ca r[| Un ene weltanschauliche Grundpositionen stehen können,
ıSE Vorsitzender des Rechtsausschusses des Deutschen Bun- selbst wenn die gleichen VWorte gebraucht werden
destages Frıtz Joachim Gnrädinger zst
stellvertretender Vorsitzender des Ausschusses

Aufgabe des Rechts 1st CS, den Schwachen
schützen Die Freiheit findet ihre Grenze den

ue@ Rechtsformen aus Rechten anderer un der Ordnung der Gemeinschaft

christlich-emokratischer Im Mittelpunkt der gegen wartıgen Rechtspolitik steht der
IC treie Mensch der „mündige Bürger In vielen Reden hat

dies der frühere Bundesjustizminister Gerhard Jahn
VO Rechtsanwalt Dr. ar] tto enz MdB wıeder betont Der Bürger selbst entscheiden, W 4S

iıhm zuträglich sCc1 un: W as nicht, CT dürte nıcht bevor-
mundet werden Den verfassungsrechtlichen HintergrundVor CIN1SCN Jahren gab besorgte Demokraten, die dem

demokratischen Prozefß der hochindustrialisierten Ge- bildet Artikel des Grundgesetzes, der die treie Entfal-
sellschaft e1in sanftes Ende prophezeıten Die grofßen Ent- tung der Persönlichkeit gewährleistet Auch ich bın der
scheidungen den tünfziger un: vielleicht noch Auffassung, daß der Gesetzgeber dieses Grundrecht
den ersten sechziger Jahren gefallen Was Liun übrig gebunden 1ST Artikel des Grundgesetzes würde aber

£alsch verstanden werden, sollte INa  — darin inNe Autfor-geblieben SCIH, se1l VO  - Sachzwängen derart eiNngeeNZgT un:
kompliziert, daß CD 1Ur noch VO  - Spezıalısten bewäl- derung sehen, die völlıge AÄAutonomıie un: Bindungslosig-

sel ur  . ine demokratische Willensbildung auf brei- eıit des Menschen PIN  N Das Grundgesetz f o

ter Basıs en diese Entscheidungen daher nıcht mehr kennt die soz1ale Verpflichtung des einzelnen gegenüber
ıne Angleichung der großen politischen Parteıen sSC1NEeIN Mitmenschen A ındem Artikel auf die

se1 die Folge Rechte anderer, die verfassungsmäßige Ordnung un das
Diese Dıiagnose, die ein WECN1$ die Konvergenz- Theorie Sıttengesetz verweılst Sicherlich 1ST bei jeder einzelnen
für das ÖOst West-Verhältnis erınnNerTt, hat sıch für den rechtspolitischen Entscheidung fragen, WIC weit

weıten Bereich der deutschen Innenpolitik nıcht bewahr- die Aufgabe des die pluralistische Gesellschaft verfassen-
heitet Seitdem die derzeitige Koalıition onnn die den und daher VWeıse weltanschaulichen —

Regierungsverantwortung übernommen hat, haben sıch tralen Staates diesen Fragen geht Keıne weltanschau-
Gegensätze DEZEIZT die Stoff für ine Auseinander- ıche ruppe hat das Recht, ıhr geschlossenes Wertsystem

allen übrigen mıittels der Gesetzgebung aufzuzwingenSETZUNG polıtischen Proze{(ß Demokratie bieten
4bei wird nıcht sehr pragmatisch Einzelheiten Aut der anderen Seıite WAare natürlıch 1iNE Rechtsordnung
gESIN1IELEN, sondern geht vielen Fällen welt- auch nıcht tragfähig, wWenn S1C ıcht siıttlıchen Werten,
anschauliche Grundpositionen Dıies 1ST jedenfalls be1 der die VON der Rechtsgemeinschaft anerkannt sınd wurzeln
Rechtspolitik der Fall würde
Kurt Biedenkopf hat ı sSECE1NECIN Vortrag VOT der Katholi- Die Frage, W 1€e WEeIL die Freiheit un Autonomie des
schen Akademie ı ayern (Die Politik der Uni0onspar- Menschen geht spielt beim Strafrechtsreformgesetz iIi16
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entscheidende Rolle. Ist wirklich wahr, w a4s aut vielen gegenüber seiınem Mitmenschen un der Gemeiinschaft.
Transparenten lesen stand: „Meın Bauch gehört mMır  aan bin daher nıcht der Auffassung, daß für alles, tür alle
Soll c$S miıt der Würde der Trau unvereinbar se1n, Träge- Verbrechen un: Ungerechtigkeiten, der Zustand der (3e-
rın un üterın eınes Lebens se1in? Ist die YTel- sellschaft verantwortlich gemacht werden kann. Vielleicht
eıit Eerst dann vollkommen, Wenn die Entscheidung über sind viele Verbrechen AUS dem Miılieu erklären, 1n dem
das Austragen oder das Beseıitigen der Leibesfrucht 1n die der Täter aufgewachsen 1St. Es gibt auch viele Sıtuationen,
Hände der Tau gelegt 1st? Nach meılner Auffassung wiırd in denen die Willensfreiheit des Menschen beeinflußt, SC-
die Freiheit des Menschen ıcht dadurch geringer, dafß trüubt oder ausgeschaltet ISt. Dıies annn miıch jedoch ıcht
ıhm geboten wird, die echte anderer, 1er das Lebens- hindern, grundsätzlıch die Freiheit des Menschen, sıch
recht des ungeborenen Kindes, respektieren. Jedes für der das B entscheiden, ylauben.
menschliche Leben 1St VO  3 seiner Entstehung schützens- Unser bisher geltendes Strafrechtssystem geht VO  3

WE  a Es 1St VO Schöpfer gegeben. Mıt echt hat Paul der Schuldtfähigkeıit des Menschen un: damıiıt VO  3 seiner
Freiheit AUS. würde als einen kulturellen RückschrittMikat das echt aut Leben als die „Magna Charta“ der

Abtreibungsdebatte bezeichnet. Es iSt inhuman, dem ansehen, wenn nunmehr alle Schuld in Krankheıit
menschlichen Leben den Schutz gerade dann 5 gedeutet würde. bın der Ansıcht, daß WIr noch lange
Wenn esS sıch noch nıcht artıkulieren kann. Aufgabe des iıcht alle Möglichkeiten ausgeschöpft haben, die ZUur Re-
Rechts 1St gerade, die Schwachen schützen, dıejen1ıgen, sozlalısıierung der Täter führen Wır mussen diese Mög-
die sıch nıcht selbst helten können. Dies scheint MI1r eın lichkeiten auch ausschöpfen. Wır dürfen dabe! jedoch nıcht
wichtigeres Thema seın als die Frage, ob der TAau ein VETISESSCH, daß ıne wirkliche Zurückführung eiınes schul-
Gutachtergremium em werden oll der ob s$1e dig Gewordenen iın diıe Gemeinschaft Nur über die Sühne
Sanz trei entscheiden dürfe, wichtig dies 1mM Einzelfall führt
auch sein mMag Die Hauptfrage, ob sıch hier mensch-
liches Leben handelt, darf nıcht 1n den Hıntergrund Auch 1im Bereich des Privatrechts xibt Tendenzen, den
Nun annn INa  - sıch natürlich tragen, ob Aufgabe des Gedanken Schuld un: Verschulden zurückzudrängen,

un: ZWaar insbesondere 1mM Famuilienrecht. Be1i der Schei-Staates 1St, der Auffassung, da{fß der Mensch nıcht alles
darf und kann, durch ein Gesetz Nachdruck verleihen. dung ol nach dem Wiıillen der derzeitigen Mehrheit 1im

meıne, da{fß der Staat sıch hier ıcht auf 1ne neutrale Gesetz alles vermiıeden werden, W 4s Schuld un Ver-
Posıtion zurückziehen darf, weil das Grundrecht der antwoOortung auch NUur ganz vorsichtig un: enttfernt Y1N-
Grundrechte, das Lebensrecht des Menschen, hier des - 11C) könnte. Das heißt nıcht, da{fß INa  ; das geltende
geborenen Kındes, auf dem Spiele steht. Wenn der Staat Scheidungsrecht ıcht andern sollte. Dıie Einführung der
dem ungeborenen iınd 1mM bürgerlichen echt O:  d ıne vereinbarten Scheidung in das geltende B würde den
Rechtsstellung einräumt das ungeborene ind wird 1mM größten Teıil der Jetzt kritisierten Mißstände beseitigen.
Erbrecht berücksichtigt dann darf dieses Leben nıcht ber wenn ine auf Lebenszeit eingegangene Fhe VO  ; dem
ungeschützt lassen. urch das Strafrechtsergänzungsgesetz einen Teil den Wıiıllen des anderen aufgekündigt
legt der Gemeinschaft der Versicherten die Pflicht auf, wird, dann 1St doch sehr die Frage, ob INa  3 nıcht den
die Kosten der Abtreibungen übernehmen. Dadurch Umständen nachspüren mufß, die diesem Verlangen
tördert noch die Verletzung des Lebensrechtes des — geführt haben Denn ONn könnte INa  - Ja mögliıcherweise
geborenen Kindes. den AUS der Ehe drängenden Gatten durch die Gewährung

der sofortigen Scheidung auch noch belohnen. Das VO  - der
Bundesregierung vorgeschlagene Ehegesetz macht den

IL. Freiheit bedeutet Verantwortung iın Fähigkeit Eindruck, als ob ine Scheidung mıiıt Schuld un: Verant-
ZUr Schuld. WOrtung überhaupt nıchts mehr tun haben soll Wenn

das (Gesetz nunmehr bestimmt, daß ıne Ehe geschieden
Dieser Grundsatz gilt sowohl für die Grundsatzdiskussion wird, „WENnN S1€e gescheitert IS dann wiıird der Eindruck
ın der Strafrechtsreform als auch bei der Reform des Ehe- erweckt, da{fß hıer die Ehegatten das Opfer eiınes linden
scheidungsrechtes. Wenn 1n der Strafrechtstheorie die Ab- Schicksals geworden sınd, VO! dem eın Entrinnen z1bt
soluten Strafzwecke, also Sühne un: Wiederherstellung Dabei weiß jeder, daß, W eln ıch einmal VO!  3 den Kriegs-
der Rechtsordnung, gegenüber dem Resozialisierungs- un Nachkriegsverhältnissen absehe, die Ursache des
gedanken 1n den Hintergrund treten, dann zeıgt sich hierıin, Scheiterns VO  } Ehen 1mM allgemeinen nıcht 1mM unabwend-
daß die Freiheit des Menschen, die STETS 1im Munde baren Schicksal, sondern 1m Verhalten der Ehegatten liegt
tühren Außerst schicklich 1St, nunmehr in einem sehr ober- Hıer annn Ergebnissen kommen, die 1im Widerspruch
flächlichen Sınn verstanden wiırd. Freiheit bedeutet dann Z allgemeinen Gerechtigkeitsempfinden stehen.
nämlich NUur noch, alle Unbequemlichkeiten AUS dem Weg Während das Gesetz 1n aller Regel für ıne Haftung

raumen. Nach meıner Auffassung heißt Freiheit jedoch schuldhaftes Verhalten verlangt un: die eigene Verant-
mehr: In die Freiheit 1St eingeschlossen die Verantwort- wortung bei der Zumessung der Folgen berücksichtigt, soll
ichkeit des Menschen tfür se1ıne Taten, un: WAar auch dies bei der Scheidung und auch beim Unterhalt nıcht mehr
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gelten. Manche mögen sıch auf den Standpunkt stellen, ZESECTZES un dem Verbraucherschutz 1m allgemeinen.
daß jedem Bürger unbenommen sel, der Unauflös- meıine jedoch nıcht, da{fß der Bürger deshalb bevormundet
iıchkeit der Ehe festzuhalten, den weltanschaulich nNeutfra- werden sollte. möchte damıt Nnu  _ für meıiınen eıl jenem
len Staat gehe dies nıchts A habe sıch herauszuhalten Optimısmus mißtrauen, der dem lıberalistischen Menschen-
un: 1LLUTr dafür SOTSCI.L, da{f dıejen1gen, die die Schei- bıld zugrunde liegt un der glaubt, der Mensch werde Aaus

dung wollen, iıhre Ehe möglichst reibungslos eenden kön« sıch heraus das Csute tun, wenn NUuUr einmal die gesell-
nen.,. Be1i denen, die dies NUr einselt1g wollen, könne der schaftlichen Zustände 1n Ordnung gebracht sınd. halte
Staat die Ehe auch nıcht FOLEN Be1 einer solchen Argu- für ıne Illusion, glauben, da{fß dıe Ehescheidungen
mentatıon wırd jedoch übersehen, daß hier nıcht nach der Reform zurückgehen werden. Wenn 1900808 noch
weltanschauliche Fragen über das Wesen der Ehe geht, enugen soll, dem Gericht ı1ne bestimmte Trennungsfrist
sondern Fragen der Gerechtigkeit un: des Schutzes nachzuweisen, und das (zesetz selbst eden Eindruck elnes
der Ehe, der der Staat nach Artikel des Grundgeset- Vorwurftfes peinlichst vermeidet, dann wırd der Institution
z.es verpflichtet 1St. Wenn der Staat die Scheidung eınes der Ehe weıitgehend der Schutz verSagt. Es werden Hem-
unschuldigen Ehegatten seinen Wıllen ohne 1e] mungsschwellen abgebaut, die 1N der Vergangenheit viel-
Umstände zuläßt, dann verweıgert ıhm den Rechts- leicht manche Fhe haben Auch ıch halte natürliıch
schutz, den Oon: 1mM Privatrecht vertragstreuen Arf- die Furcht VOT gesellschaftlicher Mißbilligung un: VOT

Ne‘ zubillıgt. So wird ZU Beispiel 1n der Begründung negatıven rechtlichen Folgen nıcht für ein sehr hochstehen-
des Regierungsentwurfes für eın Zweıtes (Gesetz über den des Motıv sıttlıchen Handelns. Wenn diese Motiıve jedoch
Kündıgungsschutz für Mietverhältnisse über Wohnraum dazu verhelten, ıne Famiılie VOTL dem Zusammenbruch
darauf hingewiesen, da{ß Z weck dieses (Gesetzes sel, „den bewahren, mu{fß iıch S1€e bejahen. Es stiımmt einfach nıcht,
vertragstreuen Mıeter VOL willkürlichen Kündigungen un: dafß solcher Art aufrecht erhaltenen Ehen ımmer 11Ur noch
damıiıt VOTLr dem Verlust seiner Wohnung schützen“. 1n einer Fassade bestehen, hınter der eın grauenhafter
Sollte dieser Grundsatz nıcht Eerst recht 1M Scheidungsrecht Kampf mMI1It schlimmen Folgen für die psychologische Ent-
gelten? der verdient der Ehegatte wenıger Schutz wicklung der Kınder stattfindet. Es zibt sicher genügend
als der Mıieter? Das Ehescheidungsrecht soll Ja nıcht NUuUr Ehen, iın denen die genannten außeren wen1g heroischen
ıne möglıchst reibungslose Abwicklung V O!  e zerrutteten Motive geholfen haben, eine Durststrecke überwinden,
Ehen ermöglıchen. Es wirkt auch auf das Verhalten VO  ] un: die danach wieder Sınn und Erfüllung hatten.
Ehewillıgen un Ehegatten e1in. Erleichtert die Rechtsord-
Nnung die Ehescheidung, wırd mancher Entschluß Z Ehe Diese realistische Einschätzung des Menschen, da{fß VeOI -
eichter und noch leichtsinniger gefaßt. Muß INn  a} nıcht sucht werden und dieser Versuchung auch erliegen kann,
darauf hinweıisen, daß Jjemand, der seine Ehe zerstOrt, 1St natürliıch VO! Bedeutung für das Strafrecht un: das
Rechte anderer verletzt, die freiwillig begründet hat? Haftrecht. eım Stratrecht dürtte keinen Umstäan-
Damıt meıine iıch nıcht L1LUT das Recht der Ehegatten, SONMN- den die Generalprävention vernachlässigt werden. Das
dern auch das der Kinder. Und entspricht nıcht eın Recht, heißt nıcht, dafß iıch für einen iınhumanen Strafvollzug bın
das den Menschen se1n freiwillig eingegangenes Ver- un: ıne Resozialisierung. Man muüßte edoch dafür
sprechen erinnert, mehr der Vorstellung VO  - Selbstbestim- SOrSCN, daß die Verbrechensbekämpfung möglichst eftek-
INUuNg un: Menschenwürde, als eines, das die jederzeitige ELV 1St Die TOZEeSsSE dürtften nıcht Eerst Jahre nach der 'Tat
Widerrufbarkeit auch der feierlichsten Versprechen u- stattfinden. Man sollte lıeber aut ıne Vollständigkeit bei
liert? War nıcht früher das Zeichen der Mündigkeit die Serjientaten verzichten, als jahrelang Hıer spielt
Freiheit, sıch ohne die Zustimmung 1nes Dritten verpflich- auch das Haftrecht ıne wichtige Rolle 1964 Wr das
ten können? Und hat INa  } ıcht heute gelegentlich den Haftrecht derart liıberalısiert worden, da{fß aum mehr
Eindruck, werde Mündigkeit das echt verstan- möglich WAal, überführte Verbrecher, wenn s$1e 1Ur eınen
den, sıch jederzeit AaUuUSs allen Bındungen ohne Rücksicht auf festen Wohnsitz hatten, in Haft halten. Die Freiheit
Driıtte lösen können? wurde dazu benutzt, 1n Erwartung des Mengenrabattes,

ıne Serie weıterer gleichartıger Straftaten, z B Einbrüche,
begehen. Mıt wirksamer Verbrechensbekämpfung hatte

I1T Der Mensch ist icht LUr frei im Sınne VO  e} dies wen1g Iu  S Hıer hat durch die Inıtıatıve der
CDU/CSU-Fraktion un des Bundesrates 1mM Jahre 1971Schuld un Verantwortung, ist auch schwach und

VO  ; Gefühlen beherrscht. ıne Revısıon stattgefunden, die die Dıinge wieder ein1ıger-
mafßen 1Ns Lot brachte.

weıß, daß wne éolche Feststellung nıcht sehr schme:!1-
chelhaft 1St Dıie ede VO' mündigen Bürger dürfte besser Diıe Lockerung des Demonstrationsstrafrechts 1mM Jahre
gefallen. Da sıch hier nıcht ein eingebildetes, SOT11- 1970, die iıch miıch MIt allem Nachdruck gewendet
dern allseitig anerkanntes Problem handelt, beweisen die habe, hat der Sıtuation geführt, daß Extremisten
Diskussionen 1mM Zusammenhang MIi1t der Herabsetzung aller Schattierungen außerst leicht 1St, untfriedliche Demon-
des Volljährigkeıitsalters, der Änderung des Abzahlungs- stratiıonen inszenıeren, Sachbeschädigungen un KOr-
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Das echt IMu: die natürlichen Gemeinschattenperverletzungen begehen, ohne daß s1ie VO  3 der Polizei

gefaßt werden können. Die Mehrkheit des Bundestages stutzen, entsteht nicht mehr Freiheit tür den
billigte die Lockerung des Demonstrationsstrafrechts 1in einzelnen, sondern mehr Abhängigkeit VO Staat.
dem Optimısmus, die Jugend besänftigen können.
Straßenschlachten 1n Frankturt beweisen das Gegenteıl. Auch 1mM Famıilienrecht spielt der Abbau VO] „Herrschafts-

strukturen“ jetzt ıne Rolle Wenn sıch der Reformeiter
darauf beschränken würde, den Begriftf der „elterlichen
Gewalt“ durch den Begriff „der elterlichen orge CI -

Mitbestimmung ist Ausflufß des Selbstbestim- SELIZECN, annn könnte INan dies als eın aufwendiges Spıielmungsrechts des einzelnen. MIt Worten betrachten. ber darum handelt sıch nıcht.
and in and mıt dieser Umetikettierung geht der Ver-

Mıt dem geschilderten Optimısmus CNS verwandt 1St. die such, das ınd 1M geltenden B- als „Objekt elterlicher
Hoffnung, daß einmal gelingen könnte, die Herrschaft Fremdbestimmung“ darzustellen, autf diesem Hınter-
VO'  3 Menschen über andere Menschen beseitigen. Diese grund die rechtliche Stellung der Famiılie insgesamt
Vorstellung, VO  - der die Ideologen aller Schattierungen schwächen un dem Vormundschaftsrichter iın viel stärke-
traumen, annn ıch ıcht teilen. Auch diese Vorstellung Trem Ma{iße als bisher das Hıneinregieren 1in die Famiılie
schwingt natürlich mMit 1M Wort VO mündiıgen Bürger. ermöglichen. Nıemand ann leugnen, daß Fälle z1bt,
Sıe x1ibt Antrieb und Rechtfertigung, 1n allen Lebens- 1n denen die Eltern das Wohl ıhrer Kinder mıßachten. In
bereichen die „Demokratisierung“ ordern. Hıer MU: schwereren Fällen mu{l der Staat eingreiten können.
der unterschiedliche Denk-ansatz zwiıschen den Unions- bın jedoch grundsätzlıch der Auffassung, dafß die Eltern
parteıen auf der einen un den Koalitionsparteien autf 1ın aller Regel besser geeignet sınd, das Kindeswohl CI -
der anderen Seite gesehen werden. Für die Unionsparteıen kennen und dem Kındesrecht Geltung verschaffen, als
1sSt. Mitbestimmung Ausflufß der Selbstbestimmung des noch wohlmeinende bürokratische oder gerichtliıche In-
einzelnen bei der Gestaltung seiner Lebensverhältnisse. Sıe tanzen. Nach dem Grundgesetz 1St die Pflege un: Erzıe-
verwirklıicht siıch zunächst einmal dadurch, dafß S1e 1M hung der Kınder 1n erster Linıe echt un Pflicht der
Rahmen der Vertragsfreiheit selbst bestimmen ann Nur Eltern. Dıiese instand SETZECN, dieser Verpflichtung nach-
dort, autf diesem Wege ıne ausreichende Einfluß®nahme zukommen, 1St nach uUuNsSserTer Auffassung der richtigere Wegdes einzelnen nıcht erreicht werden kann, stellt sıch das ZUur Förderung des Kindeswohles als die Erweıterung der
Problem „Mitbestimmung“, Z Beispiel Unıiversitä- Eıngrifismöglichkeiten staatlicher Instanzen. Gerade im
tenNn, 1ın Großbetrieben und 1m öftentlichen Dıiıenst. Im Interesse der Freiheit, der treien Entfaltung der Persön-
Vordergrund steht die Verbesserung der Rechtsposition iıchkeit ware wichtig, diese natürlichen Gemeinschaften,
des einzelnen, wobel die Funktionstüchtigkeit des jeweıli- die unverzichtbar un: unersetzbar den Menschen erst
SCmHh Organısmus berücksichtigt werden mu{ß sind nem Gemeinschaftswesen machen, stärken. Wenn das
Universitäten staatlıche Einrichtungen für Forschung, Gegenteıil geschieht, führt dies nıcht mehr Freiheit des
Lehre un: Lernen;: Unternehmungen Einrichtungen ZUuUr einzelnen, sondern größerer Abhängigkeit VO: alles
Hervorbringung VO  $ Wırtschaftsgütern und der öffentliche beherrschenden Staat. Dıiıese Abhängigkeit VO Staat
Dienst ıne Einrichtung ZUr Erfüllung öftentlicher Auf- wächst Ja ohnehin in erheblichem Ma{fße
gaben. Jede Mitbestimmungsregelung mu{l also sıch daran
inessen lassen, ob s1ie die Posıtion des einzelnen bei der
Wahrung der Funktionstüchtigkeit der betreffenden Instı- VI Wer eine freiheitliche Ordnung schaften will,
tutıon stärkt. Fuür die Sozialdemokraten (und den DGB) muß VO  - der Unzulänglichkeit des Menschen 4 US-
steht dagegen mehr der Gedanke der Kontrolle VO  . Herr- gehen.
schaftsmacht, insbesondere privater Herrschaftsmacht 1M
Vordergrund. So sa Oskar Vetter: „ Wenn WIr als Arbeit- Wer iıne treiheitliche Staats- und Gesellschaftsordnung
nehmer un: Gewerkschaften die parıtätische Besetzung schaffen wiıll, mu{fß die Unzulänglichkeiten des Menschen
der Aufsichtsräte großer Unternehmen fordern, wollen un: die Möglıichkeit des Mißbrauchs VO  - acht un re1l-
WIr der Macht teilhaben. Wır wollen den Fuß 1ın der eıit VO  . vornherein in seinen Plan miıteinbeziehen un:
Tür haben Sıe (die parıtätische Miıtbestimmung) tragt geeignete Vorkehrungen treffen, deren Auswirkungen
ZUuUr Stärkung der Gewerkschaften in Betrieb un: Unter- vermındern. Er mu{fß darauf verzichten, das Paradies
nehmen bei.“ Es MNag se1n, daß dieses Ziel durch den auf Erden schaften wollen: MUu bereit se1n, sıch mi1t
Regierungsentwurf weıtgehend, wenn auch nicht ZUrr vol- einem gewı1ssen Ma{( VO:  3 Unzulänglichkeiten abzufinden,

deren Ursache ın der Unvollkommenheit des Menschenlen Zutriedenheit der Gewerkschaften erreicht wiırd. Mıt
der Stärkung der Posıtion des einzelnen Arbeitnehmers lıegen. Es 1st der große Orzug der Verfassung der Ver-
hat das jedoch wen1g u  3 Das Jetzt bestehende ırekte einıgten Staaten VO  a} Amerika, daß sS1e auf diesem Grund-
Wahlrecht des Arbeitnehmers Zu Autsichtsrat wird Oa Satz konsequent aufgebaut ISt. Hıer liegt, wıe iıch meıne,

der entscheidende rund dafür, daß diese Verfassung tastherabgestuft einer Beteiligung an der Auswahl eınes

Wah1männergremiums. 200 Jahre alt geworden 1St.
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rechtsbewegung der ersten beiden Jahrzehnte des Jahr-Grundlegende Aspekte der hunderts, die sıch die Begrifts- un Formaljuris-Rechtspolitik sSOzlal- prudenz wandte, versucht ımmer wieder verdeutlichen,
emokratischer IC daß aum ıne Rechtsentscheidung ausschließlich AaUsS$ den

(Gesetzen deduktiv abgeleitet werden kann, da{fß das (zesetz
also selten die alleinıge Rechtsquelle tür die GewıinnungVon Staatsanwalt d Fritz-Joachim Gnädinger, MdB 1! konkreter Juristischer Urteile 1St hne Rückgriff auft
rechtspolitische Interpretationshorizonte 1St die ErhaltungRechtspolitik Ist Vor allem die öffentliche Aut-

gabe, das echt der Zukunft gestalten. Rechts- der Funktionsftähigkeit VO  3 Rechtsinstitutionen nıcht
möglıch.satze mussen 1M politischen Raum erstritten WOI - Die Auseinandersetzung über das Verhältnis des Rechtsden Die Bewertung VO eccht und Politik als
ZUr Politik geht ıhrem Ende Dies hat lange gebraucht,Gegensätze ist historisch überwunden. denn „Seit Macchiavellis umstrıttenen (wohl auch mifß-

echt un Politik lassen sıch sprachlıch leicht ZUr „Rechts- verstandenen) Herrschaftsrezepten für Renaissancefürsten
haben die Wörter ‚Recht‘ und ‚Polıtik“ als mehr oderpolitık“ zusammenfügen: Gemeıint 1St dann die öftent-

lıche Auftfgabe, das echt der Gegenwart bewerten un mınder ausgepragte Gegensätze gegolten“ Heute wiıird
deutlich, dafß das Wort „Rechtspolitik“ unls auch hat Ab-das Recht der Zukunft gestalten Diese Aufgabe MU: schied nehmen lassen VO  - einer Auffassung des Rechts,Gesetzgebern und denen, die mMIit (Gesetzen umzugehen

haben, fremdbleiben, W e S1e sıch nach iıhrem Selbstver- „die 1eses absolut un: abstrakt hne seine ordnende und
triedensstiftende Funktion für das menschliche Leben iınständnıis autf die Reproduktion bereits vorhandener Nor-

INEeN eschränken. So sah der historische Positivismus olk eiıner konkreten gesellschaftlichen Sıtuation verstehen
sucht“un Volksgeist als einzıge Quelle des Rechts un: VeI-

WI1eSs den Gesetzgeber darauf, das angeblıch organısch Dennoch bleiben Zweıitel gegenüber dem Begrift „Rechts-gewachsene Normgefüge übernehmen.
polıtık“. Große Lexika AausSs den fünfziger Jahren führtenRechtspolitik erfordert demgegenüber ein Denken, das

weder ıne vorgegebene Idealordnung auffinden 11 ıh: nıcht als Stichwort. Dıie verfassungsmälfige Ordnung
des Grundgesetzes und die tatsächliche Entwicklung 1n der(Vernunftrecht) noch sıch aut die Nachempfindung außer-

rechtlicher Systeme soz1aler Kontrolle beschränkt (Sozial- Bundesrepublik Deutschland erlauben uns, ohne Beden-
ken das echt einerseıts als Produkt der Politik, anderer-normenposit1v1smus), noch dem gestaltungsfeindlichen Jur1- se1its als deren Rahmen un Ma{fßstab begreifen. In die-stischen Dogmatismus verhaftet 1St Die Kritik der

reproduzierenden Haltung gegenüber dem echt WTr seIN Sınne 1St der Weg ZUur „Rechtspolitik“ nunmehr
frei.der Wegbereıiter einer bewußten Rechtspolitik. Julius VO  3

Kiırchmann begann den Kampf die Emanzıpatıon des In das öffentliche Bewußlßtsein 1St der Begrift durch die
Retormdiskussion se1it der Mıtte der sechziger Jahre BC-Rechts VO  3 eiınem gegenwartsfremden Objektivismus.

Rudolt VO  3 Ihering schärtte das Bewußltsein dafür, dafß drungen. Das Entstehen VO  3 Zeitschritten w1e „Recht un:
Rechtssätze erstritten werden mussen un: ihre Setzung Politik“ 1mM Jahre 1965 un: der „Zeıtschrift für Rechts-

politik“ 1m Jahre 1968, des weıteren die rechtspolitischenıne dauernde schöpfgrische Aufgabe 1St
Kongresse der Sozialdemokratischen Parteı Deutschlands
(Heidelberg 1965, Maınz 1969, Braunschweig LO72 siındDer soz1iale Wandel der Gesellschaft die letzte Jahr-

hundertwende muüßlÖte das herkömmliche Staats- und Belege hierfür
Rechtsverständnis auf breiter Front erschüttern. Das Bür-
gerliche Gesetzbuch VO: August 1896 bekam die Kriı- IL Sozialdemokratische Rechtspolitik ist ıcht wert-
tik der beherrschenden reproduziıerenden Haltung des neutral. Die rage, nach welchen Werten UNSsSeEeI'&

Gesetzgebers spuren. ÖOtto VO  - Gierke setizte ıhm die Rechtsordnung gestaltet werden soll, wird ftür S1e
Forderung entgegen, daß der Staat die Neuordnung des maßgeblich VO Grundgesetz beantwortet.
Privatrechts als une „socıale Tath“ vollziehen musse, a
boren AaUuUS$ „der Verantwortung für die künftige Gestal- Die Redlichkeit eflorden CS, dafß die der Rechtspolitik
tung der sittliıchen un wirtschaftlichen Zustände“ zugrundeliegenden Wertvorstellungen öftentliıch erortert
Gerade die Auseinandersetzungen die grundsätzliche werden. Sıe dürten nıcht hınter eiınem Wall VO  - „ Wert-
Rechtsauffassung, die Überwindung der herrschenden neutralität“, „Sachrationalität“ un den beljiebten „Sach-
privatrechtlichen durch wne soz1ıale Rechtsauffassung holte zwangen“ versteckt werden. Die Theorie VO technischen
die Rechtspolitik VETrSANSCNECI Epochen AUS ihrem Ver- Staat, der keine Herrschaft über Menschen ausübt, SOMN-

steck heraus un: machte S1e einer rationalen Diskus- dern Sachgesetzlichkeiten folgt, die keine politischen Ent-
S10N zugänglıch. Selbst das Gebiet der Rechtsanwendung, scheidungen enthalten, 1St Jediglıch die Neuauflage der
die hartnäckigste Bastıon ines unpolitischen Rechtsver- positivistischen Wertabstinenz. Sıe verkennt, da{ß der Satz
ständnisses, geriet 1n den Meınungsstreıt hineıin. Diıe Te1l- „Du sollst nıcht werten“ selbst ıne ertung enthält. Die
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Rechtspolitik kommt die aktive, zweckbewußte, DC- Der Begrift der Menschenwürde 1St durch die echt-
rechtigkeitsorientierte Steuerung der Gesellschaft und ıhrer sprechung des Bundesverfassungsgerichts näher bestimmt
Entwicklung nıcht herum Stets wird die Wertfrage auf- worden. Es handelt sıch jedoch negatıve Bestimmun-
geworten, se1 bei der Frage, welcher Sachverhalt eın SCN, die definieren, welche Verhaltensweisen die
regelungsbedürftiges Problem aufwirft und welche Mıiıttel Würde des Menschen verstoßen. Der Mangel positiven
ZUur Problemlösung einzusetzen sınd, se1l bei der Rang- Konkretisierungen iSt kein Zutall. Eın statisches Menschen-
ordnung der verschiedenen rechtspolitischen Vorhaben, bıld är sıch für das Grundgesetz nıcht nachweisen.
die schon 1mM Hınblick auf die begrenzte Kapazıtät der Hıerin kommt die Entscheidung des Parlamentarischen
Gesetzgebungsorgane SOWI1e auf die Haushaltssituation Rates für ıne ewußte Profanität des Staates ZUuU Aus-
festgelegt werden mu{ druck Er 1St 1 Vorletzten angesiedelt. Das heißt, die
Nach welchen Werten also soll MS GTE Rechtsordnung Weltlichkeit des Staates verbietet ıhm, letzte Wahr-
gestaltet werden? Auf dem Rechtspolitischen Kongreß der heiten als verbindlich erklären. Damıt werden letzte

Wahrheiten nıcht geleugnet, sondern 1m Gegenteıl erstSPD 1972 in Braunschweig der ehemaliıge Bundes-
Justizminıster Gerhard Jahn „Unser Wertsystem 1St die tür jeden ohne staatliche Intervention ermöglıicht.
Ordnung des Grundgesetzes“ 3, In der Tat, die soeben
gestellte Frage wırd mafßgeblich VO' Grundgesetz für die Die Verfassung der Bundesrepublik Deutschland be-
Bundesrepublik Deutschland beantwortet. Dıie Ant- schränkt sıch deshalb darauf, Faktoren SETZEN, welche
WOTrTt lautet dahın, da siıch ıne Ordnung nıcht lediglich die mıtmenschliche gebundene Selbstverwirklichung des
als ıne Methode Z Erreichung politischer Entscheidun- Menschen Öördern un siıchern sollen. Diese Faktoren sind
CMn verstehen aßt 1n der Gesamtheit miıt dem Begrift der „freiheitlich demo-
Vielmehr ekennt sıch das Grundgesetz dem unab- kratischen Grundordnung“ identisch. Zu ıhnen gehören
stimmbaren Grundwert der Menschenwürde. Trst die das Recht der Persönlichkeit Auf Leben un freie Enttal-
Einigkeit 1n diesem Bekenntnis ermöglicht das demokra- Lung, die Meinungsfreiheit, die Volkssouveränität, die
tische Abstimmungs- un: Mehrheitsprinz1ıp tür die polıtı- Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung,
schen Fragen Der Staat wird nıcht w1ıe 1n der Romantik die Gesetzmäfßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit
als Selbstzweck, einer Pflanze oder einem Tıer vergleich- der Gerichte, das Mehrparteienprinzip und die Chancen-
bar, verstanden. Auch die Funktion des Staates, organı- gleichheit für die politischen Parteien. Garant der Freiheit
sıerte Entscheidungs- und Wirkungseinheit se1n, besagt und Oftenheit des polıtischen Prozesses 1St der Pluralıs-
nıchts über seine Daseinsberechtigung. Der Geltungsgrund $ die 1ın der englischen Verfassungspraxis entwickelte
des Staates, die Voraussetzung für seine den Willen S1tt- Konkurrenztheorie der Demokratie. Mıiıt dem politischen
lich verpflichtende Autorität esteht tür das Grundgesetz Pluralismus werden die gleichberechtigten Wirkungsmög-

lıchkeiten des einzelnen und der gesellschaftlichen Grup-1n seiner Bezogenheit auf den Menschen, der den Sınn des
Staates bestimmt und seınen Z weck beschränkt. pCNH für die politische Willensbildung durch Interessen-

wahrnehmung und öftentliche Meınung gewährleistet.
IIL Im glaubensgespaltenen Staat ist die Formel von ine Konsequenz des grundgesetzlichen Wıiıllens DA

der Menschenwürde, das wechselseitige Anerken- oftenen politischen Prozeß 1St der Verzicht aut ıne AauUS-

des Menschseins als eines unbedingten Wertes, führliche Berücksichtigung der Sozial- un Wirtschafts-
die Grundlage für das Zusammenleben. Als Rechts- ordnung. Der Parlamentarische Rat überließ die Gestal-

Lung dieses Bereichs bewußt dem Prozeß der polıitisch-begriff ist die Menschenwürde oberstes Konstitu-
tionsprinzip. parlamentarischen Willensbildung 11. Der 7zwiıischen den

Parteıen nıcht kontroverse Bereich der Grundrechte sSOW1e
Dıie Formel VO  } der Menschenwürde als Grundlage tür der verfassungsrechtlichen Verfahrensvorschriften recht-
das Zusammenseıin 1mM Staat geht auf das Zeitalter der fertigen den Verzicht.
Glaubenskämpfe zurück, als das Seelenheil aufhörte, die Der Parlamentarische Rat wollte das Grundgesetz nıcht
gemeinsame Staatstormel sein, weıl INan sıch über den einem parteiprogrammatischen Sammelsurium machen,
Weg ZzUuU Seelenheil entzweiıte. Sıe entstand Aaus der Not, WwW1e ıh die Weıimarer Reichsverfassung iın ıhrem umfang-
W1€e staatliches Leben Glaubensspaltung als geme1n- reichen Abschnitt über die „Grundrechte un: Grundpflich-
schaftliches Leben möglıch sein könne. Der Ausweg 1St 1mM ten der Deutschen“ enthalten hatte. Er wollte aber auch
Begriff der Menschenwürde gefunden worden. Grundlage vermeıden, durch Kampfabstimmungen wichtige Vertas-
der organısiıerten Entscheidungs- und Wirkungseinheit 1St sungsfragen entscheiden. Stets WAar seın Bemühen CI -

nıcht mehr das UÜbereinstimmen in der Wahrheit, sondern kennbar, die Zustimmung VO  - mindestens Prozent se1l-
das wechselseitige Anerkennen des Menschseins 1 nNer Mitglieder ZUuU Grundgesetz erreichen. Hınzu kam,
Dıie Menschenwürde, der sıch das Grundgesetz bekennt,; da{fß INa  —_ nıcht leichtfertig AIN der damaligen Sıtuation
1sSt eın bewußt gestalteter Rechtsbegriff. Als Rechtsbegriff heraus Voraussagen über die zukünftige Sozialstruktur
kann seine Funktion, oberstes Konstitutionsprinz1ip machen wollte Deshalb auch das Bestreben, den rund-
se1n, erfüllen. rechtsteil möglıchst aut die so  ten klassıschen Grund-
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Dem formalen Freiheitsverständnis des bürger-rechte begrenzen. Die Zurückhaltung des Verfassungs-
gesetzgebers verbietet C5S, 1n den punktuell gewährleisteten liıchen Rechtsstaates wıird VO  - sozialdemokratischer
Grundrechten ine systematische Wertordnung sehen, Seite ein posiıtiver Freiheitsbegrift entgegengestellt.
die iın einem parteıpolıtischen Konzept ZUr Wırtschafts- Er gestaltet die gesetzgeberische Konzeption ın den
un: Sozialordnung auf der Grundlage der „Dasıc CcC- verschiedensten gesellschaftlichen Bereichen.
ments“ der Verfassung entgegenstünde !2,
Jede Parte1 sollte dadurch die Möglichkeit erhalten, For- Wotfür sıch sozialdemokratische Politik einsetzt, 1St 1NS-
derungen wıe das Mitbestimmungsrecht un nach einer besondere eın posıtıver Freiheitsbegrift, vergleichbar der
treiheitlichen Gemeinwirtschaft durch den eintachen Bun- „posıtıve reedom“ der englischen politischen Theorie se1it
desgesetzgeber erfüllen können. Jede Verfassungsinter- John Stuart ıll In ıhm sıeht die SPD den gegenwärtig
pretatıon, die Grundgesetz nıcht vorbeidiskutieren wichtigsten Faktor, der ın Ausgestaltung des grundgesetz-
wiıll, mMu: den Zusammenhang 7zwiıschen dem Grundrechts- lıchen Freiraumes die Faktoren der freiheitlich demokra-
teil un: den Zuständigkeitsbestimmungen eachten. tischen Grundordnung erganzen mufß Der posıtıve TEe1-

heitsbegriff 1St zugleich der Kern eines Programms, das
den sozialıstıschen Grundwerten verpflichtet 1St. Nur eın

Die SPD ist keine Weltanschauungspartei. Sıe unvollständıger Freiheitsbegrift konnte der Überzeu-
leitet ihr Programm icht etzten Wahrheiten Suns beitragen, da{fß INan MIt der Herstellung absoluter
ab privatrechtlicher Gleichheit sein Bewenden haben lassen

könnte. „Die Gewährleistung eines Zustandes realer re1-
heıt wurde EerSsSetzZt durch eiınen tormalısierten Begriff VO:  -Die polıtischen Parteıen sollen als Vermiuttler des €es;  t..

gesellschaftlichen Prozesses der Meinungsbildung tür das Vertragsfreiheit un Vertrag.“
staatliche Handeln Konzepte ZUuUr Ausgestaltung der at-

lıchen, wirtschaftlichen, soz1alen un: kulturellen Ordnung Dıie Entscheidung das tormale Freiheitsverständnis
entwickeln. Die SPD ll ihr Konzept nıcht AuS etzten des bürgerliıchen Rechtsstaats beruht terner auf der Inter-
Wahrheiten ableiten. Nach ıhrem Verständnis 1St die SPD pretatiıon des Schicksals der WeıLimarer Republık. Ihr ent-

wıe der Staat ausschließlich 1 weltlichen Bereıich, scheidender Strukturtehler WAar der Widerspruch 7zwischen
dem Bereich des Vorletzten, angesiedelt. Dıie Gemeinschaft der demokratischen Verfassung un: dem Einflufß gesell-
ıhrer Anhänger soll nl  cht in einem einheitlichen Weltbild, schaftlicher Machtgruppen. Im Kampft 7zwischen der Legal-
sondern 1n übereinstimmenden sittlıchen Grundwerten estruktur der Vertassung und der Sozialstruktur unterlag
und gleichen politischen Zielen begründet se1in. Der Ver- die Demokratie. Die Siıcherung der Demokratie des-
zıcht auf die Weltanschauung verkennt nıcht, da{fß politi- halb OTrTaus dafß S$1e sıch der Sozialstruktur annımmt,

daß s1e ZUr Lebenstorm der Gesellschaft wird.sche Entscheidungen auch ethisch tundamentierte un:
motivıerte Entscheidungen sind 1 Er beruht auf der Der posıtıve Freiheitsbegriff gestaltet die gesetzgeberischen
tung VOTLT den Glaubens- un Gewissensentscheidungen des Konzeptionen 1ın den verschiedensten gesellschaftlichen Be-
einzelnen, über deren Inhalt ıne politische Parteı nıcht reichen des öffentlichen Sozialrechts, terner die Sicherung

bestimmen hat Dıie gemeinsamen Grundwerte der SPD 1mM geplanten parıtätischen Mitbestimmungsrecht der Ar-
siınd Freiheit, Gerechtigkeit un: Solıdarıität. beitnehmer, betrifft die Medienpolitik und den weıten
Aus welchen otıven heraus diese Grundwerte akzeptiert Bereich des öftentlichen Sozialrechts, terner die Sıcherung
werden, ISt. für die SPD wne Frage, die s1e nıcht entschei- des freien Wettbewerbs un auch die verschiedenen Bil-
den darf Der Entscheidung ihrer Anhänger ann ein dungsbereiche.
christliches Weltbild, ine Weltanschauung oder auch die
humanıstische Verantwortlichkeit zugrunde lıegen. Des weıteren findet seiınen Niederschlag iın rechtspoli-
Die ewußte Selbstbeschränkung der SPD tand ıhren de- tischen Vorhaben Ww1e dem verbesserten Schutz der Ver-
klaratorischen Abschluß 1M Godesberger Programm VO:  - raucher insbesondere gegenüber Allgemeinen Geschäfts-
1959 Dort wurde die Entwicklung bestätigt, die den bedingungen. An die bereıits verabschiedete Novelle des
Sozialismus VO:  e seınem Wissenschaftlichkeitsanspruch Anzahlungsgesetzes, das dem verkaufspsychologisch über-
einer parteipolitischen Programmatik geführt at. An rumpelten Käuter nach Vertragsabschlufß eın Rücktritts-
ihrem Begınn stand das 1875 1n Gotha beschlossene Pro- recht einräumt, un die ucnh, den Verbraucher begün-
INmM der Sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands stigenden Gerichtsstandregelungen se1nl in diesem Zusam-
mıt seınem Bekenntnis Zu Staat un ZUr Beteiligung menhang gleichfalls erinnert. In den Bestrebungen, den

Rechtsschutz für Bürger miıt geringem Einkommen durchparlamentarischen Leben Den endgültigen Abschied VO:  3

der wissenschaftlich-philosophischen Weltanschauung des Einführung einer kostenlosen oder verbilliıgten VOIL- und
dialektischen und historischen Materialismus bereıitete außergerichtlichen öffentlichen Rechtsberatung auszubauen
dann die revisionıstische Kritik Eduard Bernsteins VOTFT. und den chancengleichen Zugang den Gerichten
Von ihm Sagt Carlo Schmid, daß 1in der SPD des odes- fördern, kommt diese Konzeption gleichtalls Zu Aus-

druckberger Programms auf der ganzen Linıe gesiegt habe
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sungsmüdıgkeıt, die VO  e} der parteipolitischen Funktio-VI Die Rechtspolitik der SPD ist eın Bestandteil
des Rıngens n die Verwirklichung des sozialen un nalisıerung des Grundgesetzes geschürt wırd 1 Das Schema
demokratischen Rechtstaates. 1St eintach: die jeweıligen politischen Vorstellungen WOCI -

den in das Grundgesetz hineininterpretiert, ıhnen
FEın weıteres Gestaltungsprinzip sozialdemokratischer als rücke die Autorität der Verfassung geben, gleich-
Politik 1St die gesamtpolıtische Perspektive der einzelnen ze tıg wırd der politische Gegner ZU Verfassungsgegner
Reformkonzepte. Das Ziel dieser Rechtspolitik 1ISt die umınterpretiert.

Die Funktionalisierung des Grundgesetzes wird besondersBeseitigung soz1ialer Ungerechtigkeit un mangelnder
Chancengleichheit SOWI1e der Schutz des einzelnen VOTLT deutlıch, WECeNN die Kompetenz des eintachen Gesetzgebers
wirtschaftlicher un persönlicher Abhängigkeıit. Dies be- durch eine eXzessive Grundrechtsinterpretation einge-
deutet für die Rechtspolitik, daß s$1e ın die Gesellschafts- schränkt werden sol]] un: dieser Angriff VO  ; denjenigen
politik eingebettet seıin MU: 1 vorgetragen wird, die bisher die Verwirklichung des
Eın damıit verbundener Teilaspekt iSt die „erweıterte Pro- Rechtsstaatsprinzips und der Verfassungsaufträge mıiıt dem
blemsicht“ 16 So verbot die erweıterte gesellschaftspoliti- Schlagwort „Perfektionismus“ bedachten 1 Der Über-
sche Problemsicht, die Entscheidung zwıschen den vıer Sans der Verfassungsinterpretation VO: „Miını-“ ZU

verschiedenen Reformvorschlägen 218 StGB 1ın Jur1- „Maxı-Look“ tıel für manche mMIIt der Änderung der poli-
stischer Eiınäugigkeit danach treften, welcher Wortlaut tischen Mode 1m Jahre 1969 en.

der Strafbestimmung den Schutz des ungeborenen Lebens Die kontinuijerliche Rechtsprechung des Bundesverfas-
besten verwirklicht. iıcht der Wortlaut des Straf- sungsgerichts, die einem Hınwegınterpretieren der ZEeSETZ-

gesetzbuches durfte entscheiden, sondern die realen Aus- geberischen Gestaltungsfreiheit entgegengetreten 1St,
wirkungen der Reform, die mıiıt Regelungen über Emp- wiırkt der Polarıisierung 1n Verfassungsfragen
trangnisverhütung, arztliche Beratungspflicht SOWI1e Lei- In eiınem Urteil VO 20. Julı 1954 (Band 4,5 P 18) stellte
Stungen der gesetzlichen Krankenversicherung un: der das Bundesverfassungsgericht die wirtschaftspolitische
Sozıialhiltfe verbunden werden mußte. Es herrscht be1 allen Neutralıität des Grundgesetzes fest. Der Verfassungsgeber
relevanten gesellschaftlichen un: politischen Krätten Eınig- habe sıch nıcht tfür eın bestimmtes Wirtschaftssystem ent-
eIit darüber, dafß die geschichtliche Exıstenz des mensch- schieden. Dies ermöglıcht dem Gesetzgeber, die ıhm jeweıils
lichen Lebens VOTL der Geburt beginnt un: daß auch dieses sachgemäfß erscheinende Wirtschaftspolitik verfolgen,
ungeborene Leben des Schutzes bedarf. Die Uneinigkeıit sotern dabei das Grundgesetz beachtet.
betraf un betrifft den einzuschlagenden Weg, auf dem Vom Juli 1959 datiert eın weıteres Urteil des B VVerfG
der Schutz des ungeborenen Lebens verwirklichen ISTt. (Band 10, 59, 81), welches die umfassende Gleichberech-
ıne Dunkelziffer VO:  a 75 0O0Ö bis Miıllion illegaler tigung VO  - Vater un Multter 1m Bereich der elterlichen
Aborte jJahrlich 1St die Realıität, VOT der die ethische Fas- Gewalt durchgesetzt hat Die primäre Zuständıigkeıt des
sade des alten 218 des Strafgesetzbuches ZzZusammen- Vaters für Konfliktentscheidungen WAar auf der rund-
gebrochen 1St Das Beispiel des mißglückten Z2U8 StG lage naturrechtlicher Vorstellungen gefordert worden.
alte Fassung zeigt, da{f das echt nıemals Selbstzweck „Dıie verfassungsrechtliche Prüfung dieser Vorstellung
sein darft un: davon absehen mufß, ethische Postulate auf orıentieren, verbietet sich jedoch schon durch die jel-
eigene Faust durchsetzen wollen, wenn P nıcht den falt der Naturrechtslehren Für dıe vorzunehmende
Menschen vertehlen ll Damıt verbietet sıch auch, Prüfung kommt daher als Ma{(stab 1Ur das Grundgesetz
sıttliche Vorstellungen einzelner Gruppen tür die gesamte ın Betracht.“
Gesellschaft verbindlich testzulegen. Dıie Entscheidung sollte nicht werde WEenNn über

den Gesetzentwurf der Bundesregierung ZUr euregelung
VIL. Die Verfassung der Bundesrepublik Deutsch- des Rechts der elterlichen orge VO Maı 1974 (Bun-
land gibt dem Gesetzgeber einen weıten Spielraum. destags-Drucksache 7/2060) 1M Bundesrat beraten werden

wird.Er darf durch eXZeEeSsSSIVEe Grundrechtsinterpretation
iıcht eingeengt werden. Aus Jüngster eit 1St beispielhaft der Beschlufß des BVerfG

VO' 23 April 1974 (—1 ByP 6/74 BvR 270/73 —
Die Auseinandersetzung die Neufassung des 218 ZUuU soz1alen Mietrecht ECNNEI., Dıie Entscheidung
StGB zeigt überdeutlich, daß die soz1aldemokratische unterstreicht, daß Eigentumsobjekte, sotern S1e ın einem
Rechtspolitik Angriffen ausgesetzt ist, denen das Streben soz1alen Bezug un: 1ın einer soz1alen Funktion stehen, in
nach eiıner Eınengung der Gestaltungsfreiheit des Gesetz- ihrem Gebrauch zugleich dem Wohle der Allgemeinheit
gebers gemeınsam 1St. dienen mussen (Art Abs des Grundgesetzes). „Dieses
Es wiırd öftentlich aum noch registriert, WenNnn politische Postulat eiıner Gemeinwohl orjıentierten Nutzung
Konzepte VO  3 Parteıen, Verbänden u. A, gesellschaftlichen faßt auch das Gebot der Rücksichtnahme auft die Belange
Gruppen als verfassungswidrig bezeichnet werden. Die des einzelnen Rechtsgenossen, der auf die Nutzung des
Vorwürtfe siınd zahlreich, als daß S$1e regelmäßig reg1- Eigentumsobjektes angewı1esen ISt. Es 1St die Aufgabe des
strıert würden. Hıerin zeıgt sıch die Getfahr der Vertas- Gesetzgebers, dieses Gebot auch 1mM Rahmen privatrecht-
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CC Der Aus-lıcher Normierungen verwirklichen. politik ıhren Beitrag Z eisten hat Der Verfassungsauf-
schluß der Kündigung des Vermıieters ZU Zwecke der trag der Sozijalstaatlichkeit dient der Erweıterung des
Mieterhöhung SOWI1e die egrenzun der Mıetpreıise be1 Kompetenzrahmens der staatlichen Urgane. Er bedeutet,
laufenden Mietverhältnissen aut die ortsübliche Ver- da{(ß dem Gesetzgeber eın Mehr, nıcht aber ein Weniger
gyleichsmiete se1 deshalb miıt der Verfassung vereinbar. Gestaltungsfreiheit zugewı1esen 1St. In diesem Freiraum
Der wichtigste Aspekt der Entscheidung liegt iın der An- spielen sıch dıe politischen Auseinandersetzungen ab, die
erkennung der Gestaltungsfreiheıit des Gesetzgebers. Er keine Glaubenskämpte sind.

Unter Mitarbeit VO  . Assessor Reinhard Schubert. Wılhelmdarf das Privatrecht soz1ıal regeln. Er 1St, soziale Ziele
erreichen, nıcht darauf angewıesen, öffentliches echt Glungler, Prolegomena ZUr Rechtspolitik, Rechtswelrt und Lebens-

grundgefühl, Aufl 1935, 13 OÖOtto VO: Gierke, Der Entwurt
schaften un Verwaltungsbehörden seınem Vollzug eines Bürgerlichen Gesetzbuches und das Deutsche Recht, Aufl 1889,

Seinzurichten. Die Wohngeld-Konzeption MUu durch die Horst Ehmke, Rechtspolitik 1m lJenste der Demokratie
1n echt und Politik, 1969, » Horst Ehmke DieterBegrenzung der Mieterhöhung 1im (jeset7z über den Kun-
Grimm, echt un Polıitik, 1969, 501 Popper, Der Posı-

digungsschutz für Mietverhältnisse ber Wohnraum VO t1vyismusstreıt 1n der deutschen Soziologie, 1970 115 Gerhard
25 November 1971 erganzt werden. Jahn, Gerechtigkeit 1n der Industriegesellschaft, SE/ Adolf

Arndt, Humanıtärt Kulturaufgabe des Politischen, 1960, 10
10 Adolt Arndt ©:; rı 11 Karheinz Niclauß, Demokratie-

Die Verantwortlichkeit tür den bedenklichen Umgang gründung 1n Westdeutschland, 1974, 235 12 Konrad Hesse,
mMI1t der Verfassung aflst sıch indessen nıcht autf wıne poli- Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland,

Aufl. A 124 13 Adolt Arndt, Sozialistische Staatspolıitiktische Gruppirerung allein beziehen. Auch die Vertreter Heute, 1958, 107 14 Wolfgang Zeidler, Gerechtigkeit 1n der
Industriegesellschaft, 1972 15 Gerhard Jahn, Gerechtigkeitdes „Sozialstaatspostulats“ dürten die Gestaltungsfreiheıit

des eintachen Gesetzgebers nıcht unzulässıg einengen. 1n der Industriegesellschaft, 1972, 276 16 Peter Noll, (Gesetz-
gebungslehre, 173 17 Martın Kriele, Das Grundgesetz 1mM

Trotzdem Äilt, die Verwirklichung des Soz1ialstaates 1St Parteienkampf, ”Zeitschrift für Rechtspolitik, 1979 129 ,ft 18 Adolt
Arndt, Das nichtertüllte Grundgesetz, 1960, 16sozialdemokratisches Hauptanlıegen, dem die Rechts-

| änderberich

wWISCHeEen Institution und Spbntaneität
Pende  ewegungen iIm französischen Katholizısmus

Man hat sıch ın Deutschland daran gewöhnt, den franzö- da höchstens 0/9 der Getautten praktizieren. DDieses —

sıschen Katholizismus nach Oberflächenklischees be- bequeme Faktum zwıngt die Kırche gewissermaßen, Wwel
urteilen. Meıst hommt annn untier vrelen Richtungen NUT Gesichter zeigen, un ZWAar einmal dies un einmal
eine, die „pastorale“ oder die „progressıve“” ZUY Sprache. Jenes. Sıe 1St nıcht gewillt, ıhre althergebrachten, Sicherheit
Ziel des folgenden Beitrags War CS, einen Einblick gewährenden, spezifısch kirchlichen Institutionen abzu-

werten bzw diese entkonfessionalısıeren, sıch danngeben ın das geistige Gesamtgefüge dieses Katholizismus,
der sehr viel mehr Gruppierungen und Nuancen (sowohl mıiıt der Gesellschaft als ıne Art Sauerte1g verschmel-
unltler „konservatıven“ WLLE untfer „hrogressiven“ Vor- DA Dieses zögernde Verhalten alßt sıch überall beobach-
zeichen) aufweist als ublicherweise angenOMMeEN zwird. ten, Sanz besonders aber 1n der eigentliıchen Pastoral.
Der Autor des Berichtes zcr Mitarbeiter —“O  s „La Cro1ix“ Manche Priester hingegen haben den Schritt D anderen
un SKa Documentatıon catholique“ Parıs) Pol; ZUr: Minoritätskirche, bereıits Sıe weıgern sıch,

der eın „soziologischen“ Bıtte der Eltern nachzukommen,
die ıhre Kinder tautfen lassen wollen; S1€e bemühen sıchDıie gegenwärtige Entwicklung der katholischen Kırche

iın Frankreich 1St durch ıne doppelte Pendelbewegung eher ıne echte christliche Einführung 1n den katholi-
gekennzeichnet. Sıe kommt ZU Ausdruck sowohl 1in ıhrem schen Glauben.

Andere wiederum sınd 1m Prinzıp entgegenkommender,pastoralen Wirken W1e ın ıhren Institutionen. Fıne
Pendelbewegung vollzieht sich 7wischen den Polen „Mehr- Ba AUuUSs ngst VOT einer „Kirche der Reıinen“, ordern
heit“ un „Minderheıt“. Dıie Kirche Frankreichs 1St sowohl aber den Eltern Zzew1sse Garantıen, W 4s bedeutet, da{fß

s$1e ebentalls AaUuUs dem Blickpunkt einer mınorıtären KircheKirche einer Mehrkheıt. ehr als 80 9/9 der Franzosen
handeln.siınd getauft. Sıe 1st aber zugleich Kirche einer Minderheıt,


